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Liste 1  demokratisch – kompetent – streitbar

Für die nächste Wahlperiode wünschen wir uns auch weiterhin eine enge Zusam-
menarbeit mit den örtlichen Personalräten. Kennenlernen könnt Ihr uns nicht 
zuletzt auch bei unseren Schulungen. Unser Rat an neu gewählte Personalräte:  
Lasst Euch schulen!

Die vier GEW-GPRLL-Schulungsteams laden direkt nach 
der Wahl zum „Crash-Kurs“: 

n	 Dienstag, 12. Juni 2012
n	 Montag, 18. Juni 2012
n	 Dienstag, 19. Juni 2012
n	 Montag, 25. Juni 2012

Anmeldung über www.gew-frankfurt.de, Der Bezirks-

verband, Personalräteschulungen der GEW-Fraktion 
im GPRLL.
Gemäß § 40 Absatz 2 HPVG ist Personalratsmitglie-
dern Dienstbefreiung zu gewähren. Reisekosten wer-
den gemäß § 42 HPVG erstattet. Der Beschluss des 
Personalrats über die Teilnahme seines Mitglieds ist 
der Schulleitung vorher anzuzeigen. Reisekosten-
anträge sind auf dem Dienstweg an das Staatliche 
Schulamt zu richten.

Aufruf zu den  
Personalratswahlen 2012: 

Der bildungspolitischen 
Unfähigkeit der Landesregierung 

gewerkschaftliche Kompetenz 
entgegensetzen!

Erfolg sieht anders aus. Nach 
dem vorzeitigen Abgang von Ka-
rin Wolff, dem bildungspolitischen 
Interregnum von Horst Banzer nun 
der erzwungene Rücktritt einer als 
Opfer des „Generationenwechsels“ 
ihrer Partei von dieser aus dem 
Amt gemobbten Dorothea Henz-
ler! „Die KultusministerInnen ge-
hen – die GEW bleibt bestehen“, 
möchte man triumphierend ausru-
fen, wenn der neueste Akt im po-
litischen Kasperletheater in Wies-
baden nicht auch so traurig wäre. 
Schule braucht Kontinuität, und 
zwar eine andere als die schlechte 
der Privatisierer und Verantwor-
tungsverweigerer der schwarz-gelb-
en Koalition. Denn was bleibt von 
der Ägide Henzler? Nach den Ver-
lautbarungen der Landesregierung 
der „Erfolg“, die Selbständigkeit 
der Schulen gesteigert zu haben, al-
so getreu der schwarz-gelben Lo-
gik weiter in Richtung Privatisie-
rung des Schulwesens marschiert zu 
sein. Die Kolleginnen und Kollegen 
wissen: Die Arbeitsverdichtung ist 
gestiegen und soll nach dem Wil-
len der Sparkommissare weiter stei-
gen, die Zahlenspiele des HKM zu 
der Behauptung, jetzt würde end-
lich kein Unterricht mehr ausfal-
len, sind nichts als Augenwische-
rei. Wozu es auch hervorragend 
passt, dass die Förderung des Pri-
vatschulwesens mit kräftig anstei-
genden Zuschüssen des Landes 
rechnen darf, während unter den 
Titeln „Haushaltssanierung“ und 
„Schuldenbremse“ die Mittel für 
das öffentliche Schulwesen weiter 
zusammengestrichen werden. Ganz 
zu schweigen von der Einführung 
der Inklusion als Menschenrecht 
auf gemeinsame Beschulung aller 
Kinder, die in Hessen gefährdet ist, 
unter die Räder eines „Ressourcen-
vorbehalts“ zu geraten und dem-
gemäß in einer Weise gehandhabt 
werden soll, die derzeit nur dazu 
geeignet scheint, in den Kollegien 
möglichst viele Vorbehalte dage-
gen zu schüren. Menschenrecht 
nach dem Maßstab der Zurichtung 
des Euro zur Waffe im weltweiten 
Währungskrieg der Wirtschafts-
supermächte EU und USA! In der 
Praxis heißt das: Weiterwursteln 
auf dem Weg des fortschreitenden 
Ausstiegs aus staatlicher Verant-
wortung für eine vernünftige, recht-
lich einwandfreie und den Interes-
sen der Schülerinnen und Schüler 
sowie der Kollegen/-innen dienen-
de Schulpolitik. Dazu passt, dass 
der Rücktritt von Henzler nicht aus 
sachlichen Erwägungen heraus ge-
schah, sondern reinem Vorwahl-
kampfgeplänkel einer um ihr poli-

tisches Überleben fürchtenden FDP 
geschuldet ist. 

Daraus kann nur eins folgen: 
Angesichts der Potemkinschen Bil-
dungsdörfer der Landesregierung 
brauchen die Kolleginnen und Kol-
legen an den Schulen starke Perso-
nalvertretungen an ihrer Seite. Per-
sonalräte, die auf allen Ebenen ei-
ner Landesregierung Paroli bieten 
können, wie es in der letzten Amts-
periode geschah, als es beispiels-
weise darum ging, die gröbsten 
Zumutungen einer neuen Dienst-
ordnung erfolgreich zurückzuwei-
sen. Personalvertretungen, die of-
fene Ohren für die Probleme für die 
Kolleginnen und Kollegen vor Ort 
haben und diese gegenüber Vorge-
setzten vertreten, sie entschieden 
in die Staatlichen Schulämter ein-
bringen und auf Landesebene of-
fensiv vortragen. Die Personalrats-
mitglieder unserer GEW haben ge-
nau dafür in den letzten vier Jahren 
eingestanden und sie bieten auch 
in der Zukunft die Gewähr dafür,
n	dass in Wiesbaden nicht einfach 

an den Interessen von Lehrkräf-
ten und pädagogischem Personal 
vorbeiregiert werden kann. 

n	dass Schulleitungen vor dem 
Hintergrund der neu geschaf-
fenen Führungsinstrumente und 
der Verselbständigung von Ent-
scheidungsstrukturen nicht ein-
fach abheben. 

n	dass Kolleginnen und Kollegen 
im Konfliktfall áuf allen Ebenen 
der Schulverwaltung verlässliche 
Partner/-innen finden, die sie un-
terstützen und stärken. 

n	dass nicht Arbeitshetze und 
Mobbing in den Schulen weiter 
um sich greifen, sondern Kolle-
gialität und Solidarität den be-
ruflichen Umgang miteinander 
bestimmen.

n	dass unsere verbrieften Rechte 
gegen alle Angriffe verteidigt und 
in der Zukunft erweitert und ver-
tieft werden.

Am 22. und 23. Mai geht es mithin 
nicht darum, einer Formalie nach-
zukommen. Vielmehr haben wir als 
Lehrkräfte es in der Hand, dass Per-
sonalvertretung im Land Hessen 
auch in den nächsten vier Jahren 
in der bewährten und engagierten, 
zugleich zuverlässigen Form statt-
finden kann, wie sie von den Kol-
leginnen und Kollegen der GEW 
aus der Vergangenheit bekannt ist.
Am 22. und 23. Mai kann es da-
rum nur heißen:
GEW in die Personalräte wählen!
Für eine starke Personalvertretung 
im hessischen Schulwesen!
Für eine starke GEW!
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Tätigkeitsbericht 
der GEW-Fraktion im 
Gesamtpersonalrat 
(2008 – 2012)
Arbeitsweise und Personelles
Bei den Wahlen zum Gesamtperso-
nalrat der Lehrerinnen und Lehrer 
beim Staatlichen Schulamt Frank-
furt haben im Jahr 2008 79,9% 
der angestellten Wählerinnen und 
Wähler der GEW ihre Stimme ge-
geben, für die Beamtenvertrete-
rInnen votierten 77,2% der be-
amteten Kolleginnen und Kollegen. 
Die GEW-Fraktion im Gesamtper-
sonalrat stellte von den insgesamt 
21 Plätzen 9 beamtete Frauen, 5 be-
amtete Männer und je einen Mann 
und eine Frau für die Vertretung 
der ArbeitnehmerInnen.

Seitdem die einzige VBE-Ver-
treterin, für die keine Nachrück-
erin auf der Liste stand, im Sommer 
2011 ihren Platz räumte, erhielt 
die GEW nach einer Neuberech-
nung einen weiteren Beamtinnen-
platz dazu.

Dass 2008 so viele Kolleginnen 
und Kollegen die GEW gewählt 
haben, hat uns nicht nur gefreut, 
sondern es bedeutete für uns auch 
die Verpflichtung, die Frankfur-
ter LehrerInnenschaft als Ganzes, 
aber auch als Einzelpersonen, die 
sich mit individuellen Anliegen an 
uns wenden, mit vollem Einsatz zu 
vertreten.

Wenn sich, was hin und wie-
der vorkommt, eine Lehrkraft wun-
dert, dass der Gesamtpersonalrat 
nicht nur aus GEW-Leuten besteht, 
dann zeigt uns das, dass die Be-
schäftigten uns als IHRE Interes-
senvertretung wahrnehmen, die 
dem Schulamt gegenüber unabhän-
gig und selbstbewusst auftritt und 
mit Fachkompetenz und Zielstre-
bigkeit Problemlösungen ansteuert.

Der Gesamtpersonalrat tagt 
vierzehntägig mittwochs im Staat-
lichen Schulamt. Sein Gegenü-
ber ist Frau Bouffier-Spindler, die 
nach dem Tod von Herrn Eifert im 
Herbst 2008 Leiterin des Staatli-
chen Schulamts wurde. An den Sit-
zungen nimmt auch der Gesamt-
schwerbehindertenvertreter, eben-
falls GEW-Mitglied, teil. An den 
Mittwochen zwischen den Sit-
zungen trifft sich die GEW-Frakti-
on, bereitet Sitzungen vor und nach 
und koordiniert und plant ihr wei-
teres Vorgehen. 

Über ihre Arbeit hat die GEW-
Fraktion regelmäßig in jeder Frank-
furter Lehrerzeitung berichtet.

Während der Wahlperiode ha-
ben eine Reihe von Mitgliedern der 
GEW-Fraktion wegen ihres Wech-
sels in die Altersteilzeit oder den 
Ruhestand den GPRLL verlassen: 
Karlfried Klingel hat den GPRLL 
über mehrere Jahre als Arbeit-
nehmervertreter insbesondere 
durch seine langjährige Betriebs-
ratserfahrung in der Weiterbildung 
bereichert. Das Ausscheiden von 
Hans Wedel, der auch mehrere 
Jahre Mitglied des Vorsitzenden-
teams des GPRLL war, stellte für 
die Fraktion einen herben Verlust 
dar. Kaum ein Kollege oder eine 
Kollegin in Frankfurt, der/die Hans 
nicht aus der GEW-Rechtsberatung 
und bei der Bearbeitung „schwie-
riger“ Personalfälle kennt! Auch 
Jürgen Lamprecht, langjähriger 
Fraktionssprecher, galt als GEW-
Urgestein und eigentlich unver-

zichtbar für die Haupt- und Real-
schulen. Dass Klaus Schermelleh, 
ein weiteres Mitglied des Vorsit-
zendenteams, nicht mehr dabei sein 
sollte, war insbesondere den „Be-
ruflern“ kaum ausmalbar. Dassel-
be galt für die Grundschulen in Be-
zug auf Elke Lamprecht und für 
die Gymnasien in Bezug auf Silvia 
Boczek-Wronker: die intensive Be-
ratungsarbeit und hohe Fachkom-
petenz, die beide Kolleginnen für 
ihre Schulform zu bieten wussten, 
bleibt allen, die mit ihnen zu tun 
hatten, in guter Erinnerung. Und 
auch Angelika Wahl fehlt uns, die 
den Finger immer wieder dort in 
die Wunde legte, wo es um die Be-
nachteiligung derjenigen ging, die 
im Dunkeln, am Rande der Schul-
landschaft stehen. Im letzten Halb-
jahr verließ uns auch Anne Kahn, 
die nur kurz dem Gremium ange-
hörte, gleichwohl aber den Finger 
besonders auf die Teilzeitverfügung 
legte und uns zu neuem Nachden-
ken darüber zwang. Die GPRLL-
GEW-Fraktion möchte noch ein-
mal die Gelegenheit nutzen, all 
diesen Menschen, mit denen wir 
während vieler Jahre so angenehm 
und fruchtbar zusammengearbeitet 
haben, zu danken. Es war schön, 
dass Ihr da wart!!

Nach vorne blickend, lässt sich 
sagen: diejenigen, die nachgerückt 
sind, haben das „Staffelholz“ ohne 
viel Aufhebens übernommen und 
bieten die Gewähr, dass der GEW-
Slogan für die Wahlen des Jahres 
2012 weiter gelten kann: demokra-
tisch – kompetent – streitbar!

Wie wir uns und unsere 
Arbeit verstehen

Einbindung in die GEW
Viele  unserer Fraktionsmitglieder 
nehmen auch ehrenamtliche Funk-
tionen in der Frankfurter GEW 
wahr und sind Mitglieder im GEW-
Bezirksvorstand. Zwei davon ver-
treten den Bezirksverband darüber 
hinaus im GEW-Landesvorstand. 
Daraus ergibt sich eine gute und 
notwendige Wechselwirkung: ei-
nerseits werden im gewerkschaft-
lichen Feld Themen gründlich dis-
kutiert und analysiert, die ihre Um-
setzung in der Personalratsarbeit 
finden. Andererseits fließen Infor-
mationen, die wir über die Perso-
nalratsarbeit bekommen, in die 
gewerkschaftliche Diskussion ein. 
Ohne gewerkschaftlichen Hinter-
grund würde Personalratsarbeit im 
„luftleeren“ Raum stattfinden, sie 
wäre der Beliebigkeit der einzelnen 
Person ausgeliefert. Mit der Ein-
bindung in die Gewerkschaft geht 
die Verbindlichkeit gegenüber Ge-
werkschaftsbeschlüssen einher 
wie auch die Sicherheit für Wäh-
lerinnen und Wähler, dass sich die 
von ihnen gewählte Personalvertre-
tung im Sinne gewerkschaftlicher 
Zielsetzungen verhält und auch 
verantwortet. 

Verknüpfung mit anderen 
Personalratsebenen
Über die gewerkschaftliche Einbin-
dung ist auch die Zusammenarbeit 
mit den Frankfurter Hauptperso-

Wir setzen uns ein für…
n	Lehrerinnen und Lehrer in befristeten und unbefristeten Arbeits-

verhältnissen

n	Angestellte Lehrkräfte aller Schulformen

n	Lehrkräfte für herkunftssprachlichen Unterricht, Sozialpädagogische 
Fachkräfte in Förderschulen

n	Erzieher/innen mit sonderpädagogischer Zusatzausbildung

n	Sozialpädagogen/innen, Therapeuten/innen, Heilpädagogen/innen

Wir haben bisher erreicht, dass wir nach sechs Jahren ohne  
Tarifverhandlungen seit dem 01. 01. 2010 wieder einen  
eigenen Tarifvertrag (TV-H) haben!

Das wollen wir weiterhin erreichen…
n	Abschaffung der Fristverträge, keine prekären Arbeitsverträge, sondern 

Bezahlung nach TV-H

n	Bezahlung der Sommerferien für alle befristet angestellten Lehrkräfte

n	Verbesserung der Arbeitsbedingungen für Sozialpädagogische Fach-
kräfte

n	Erhalt des muttersprachlichen Unterrichts mit Lehrkräften des Landes 
Hessen – keine Konsularlehrkräfte aus den Herkunftsländern

n	Unterstützung der Schulpersonalräte bei der Einstellung von Angestell-
ten mit befristeten Verträgen

Personalräte brauchen eine unabhängige und starke GEW 

Angestellte Beschäftigte 
wählen ihre VertreterInnen der 
GEW-Liste!

Albin Zeidlewitz, Margret Kröger, Enis Gülegen, Alexandra Menk
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nalratsmitgliedern gewährleistet, 
was den Informationsaustausch 
zwischen den Personalratsebenen 
GPRLL-HPRLL garantiert. Infor-
mationen und Erkenntnisse aus 
dem Hauptpersonalrat (HPRLL)  
führen zu Aktivitäten im GPRLL 
und umgekehrt.

Als ihre wichtigste Aufga-
be sieht es die GEW-Fraktion im 
GPRLL an, den Kontakt zu den 
Schulpersonalräten zu halten. Di-
es geschieht zum einen durch die im 
Hessischen Personalvertretungsge-
setz vorgesehenen Zuständigkeiten. 
Der GPRLL nimmt sozusagen stell-
vertretend für die örtlichen Perso-
nalräte das Mitbestimmungsrecht 
bei schulamtsinternen Abord-
nungen und Versetzungen sowie 
Stellenbesetzungen von stellvertre-
tenden SchulleiterInnen wahr. Hier-
für ist eine enge Abstimmung mit 
den örtlichen Personalräten unab-
dingbar, denn nur diese wissen, wie 
die jeweilige Personalangelegenheit 
vor Ort gesehen wird. 

Darüber hinaus beraten die 
GEW-Fraktionsmitglieder die ört-
lichen Personalräte in allen Fra-
gen, für die diese Hilfe benötigen. 
Oft ergeben sich daraus Anfragen 
beim Staatlichen Schulamt, weil die 
Angelegenheit nicht nur an einer 
Schule virulent ist, sondern meh-
rere Dienststellen betrifft.

Dreimal im Jahr lädt die GEW-
Fraktion im GPRLL zu eintägigen 
Schulungen für örtliche Personal-
räte. Dabei werden aktuelle Infor-
mationen aus dem Kultusministe-
rium und dem Schulamt weiter-
gegeben, aber auch grundlegende 
Themen aus dem HPVG geschult. 
Schulungsthemen waren z.B. die 
Mitbestimmungsrechte bei sozi-
alen und personellen Angelegen-
heiten, das Initiativrecht, die Ein-
gruppierung und Einstufung von 
Tarifbeschäftigten, die Rechte und 
die Einflussmöglichkeiten der Per-
sonalräte bei Versetzungen und Ab-
ordnungen u.v.m.. Die Schulungen, 
die in 4 arbeitsgleichen Gruppen 
durch Mitglieder der GEW-Frakti-
on durchgeführt werden, erfreuen 
sich großer Beliebtheit. Besonders 
schön ist es, wenn wir bei einem 
späteren Zusammentreffen erfah-
ren, dass von unseren Anregungen 
an den Schulen auch etwas umge-
setzt wurde. 

Personalrätetreffen / GEW- 
Fachgruppen
Die jeweiligen Schulformvertrete-
rInnen organisieren für ihre Schul-
form mehrmals im Jahr Treffen, 
bei denen sie Personalräte und In-
teressierte über Ereignisse und Ent-
wicklungen informieren und sich 
informieren lassen. Hier besteht – 
jenseits der Schulungen – Gelegen-
heit zu einem formlosen Austausch, 
der auch wieder in Aktivitäten der 
GEW-Fraktion im GPRLL einfließt.

Die GEW Hessen organisiert 
darüber hinaus einen „Personal-
räteausschuss“, in dem sich der 
GEW angehörende Gesamtperso-
nalrätInnen (meist die Vorsitzen-
den, aber auch die Fraktionsspre-
cherInnen) dreimal jährlich treffen 
und Informationen über ihre Ak-
tivitäten austauschen. Bei diesen 
Treffen erhalten wir immer zahl-
reiche Anregungen für unsere wei-
tere Arbeit, geben aber auch selbst 
welche weiter.

Beratung von GEW-Schulgrup-
pen und Personalversamm-
lungen
Die GEW-Fraktion bietet an, Re-
ferentInnen zu aktuellen Themen 
zur Verfügung zu stellen, wenn vor 
Ort eine Person „von außen“ be-
nötigt wird. In der zurückliegenden 

Wahlperiode hat es dazu ausrei-
chend Gelegenheit gegeben: Einla-
dungen ergingen zur Novellierung 
des Hessischen Schulgesetzes, zur 
Änderung der Dienstordnung, zum 
Lebensarbeitszeitkonto, zu Fragen 
des Ruhestandes sowie zur Einfüh-
rung des Kleinen Budgets bzw. des-
sen übergeordnetem Thema, der 
„selbstständigen Schule“. Solche 
Veranstaltungen sind für beide Sei-
ten bereichernd: wir erfahren, ob 
wir mit unseren GEW-Positionen 
nah an dem sind, was die Kolle-
ginnen und Kollegen denken , und 
diese werden argumentativ gestär-
kt für Auseinandersetzungen inner-
halb der Schule oder in der Öffent-
lichkeit.

Hilfe für Einzelpersonen
Die GEW-Mitglieder im GPRLL 
gelten in Frankfurt als Personen, 
die nach Lösungen suchen und 
Hilfe anbieten. Sei es ein Konflikt 
zwischen einer Kollegin und ihrer 
Schulleiterin, sei es eine belasten-
de Situation im Kollegium, sei es 
eine unverständliche Verfügung 
des Schulamtes oder eine nicht be-
antwortete Anfrage: wir kümmern 
uns, beraten, führen Gespräche und 
lassen gegenüber dem Schulamt 
nicht locker, bis dass die Angele-
genheit beigelegt ist. 

Hessische Schulpolitik 
auf dem Weg zur „selbst-
ständigen Schule“ – die 
GEW warnt auch weiter-
hin vor Budgetkürzung, 
Mehrarbeit und Privati-
sierung!
Kampf um den Erhalt der 
Schulämter
Im Zusammenhang mit der unse-
ligen Diskussion um die „selbst-
ständige Schule“ waberten in den 
letzten Jahren diverse Modelle für 
die Umgestaltung der Schulland-
schaft durch die Medien. Mal 
sollten die 15 Schulämter zu 6 zu-
sammengelegt werden, dann wie-
der sollten sie ganz aufgelöst wer-
den. In diesem Zusammenhang 
war von einem einzigen „Ober-
schulamt“ die Rede. Die hessische 
GEW hat diese Pläne von Anfang 
an bekämpft, da uns klar war, dass 
die gleichzeitig beabsichtigte Auf-
lösung der Gesamtpersonalräte ein 
Schlag gegen die örtlichen Perso-
nalräte, aber auch gegen viele Kol-
leginnen und Kollegen wäre, weil 
diese von der Unterstützung durch 
GEW-Gesamtpersonalräte profitie-
ren. Im Frühjahr 2011 sammelten 
wir deshalb Unterschriften und 
übergaben diese am Rande einer 
„hessenweiten Personalrätesit-
zung“, die öffentlichkeitswirksam 
auf dem Luisenplatz in Wiesbaden 
stattfand. Inzwischen hat auch die 
Landesregierung eingesehen, dass 
es ohne Schulämter so leicht doch 
nicht geht. Kultusministerin Henz-
ler garantierte in ihrer Gastrede auf 
der Landesdelegiertenversammlung 
der hessischen GEW den Bestand 
der Gesamtpersonalräte.

Schulämter kaputtgespart?
Nichtsdestotrotz führen die Spar-
beschlüsse der Landesregierung da-
zu, dass die Schulämter ausgetrock-
net werden. Man könnte sagen, sie 
werden zwar nicht geschlossen, 
aber auf die kalte Tour handlungs-
unfähig gemacht. Die Stellenbeset-
zungssperre war in den letzten bei-
den Jahren auf vielen Sitzungen des 
Gesamtpersonalrates  Thema: denn 
sie führt zur nur schleppenden und 
häufig fehlerhaften Bearbeitung von 
Anträgen. Letzter Höhepunkt im 

Die soziale Herkunft entscheidet immer noch über den Schulerfolg. Der 
Schulerfolg wird zu einem Privileg für diejenigen, die es sich leisten können.

Die Gesamtschulkollegien wissen, dass die Maßnahmen der hessischen 
Landesregierung die Chancengleichheit für ihre Schülerinnen und Schüler 
stark einschränkten und einschränken.

Ihr pädagogisches Engagement wird ständig strapaziert mit Mehrarbeit, 
weil vielfältige zusätzliche Aufgaben an die Lehrerinnen und Lehrer gegeben 
werden, aber alles unter dem Ressourcenvorbehalt steht. Dies heißt keine neu-
en Stellen, keine Anerkennung und Anrechnung der Arbeit durch Entlastungs-
stunden, keine Zeit mehr für Beratungen und Unterstützung der Schülerinnen 
und Schüler.

Das muss sich ändern:
n	Schluss mit der Arbeitszeitverdichtung

n	Bessere finanzielle Ausstattung

n	Förderbedingungen verbessern

n	Bessere Lehrer/innenversorgung

n	Schluss mit dem Ressourcenvorbehalt

Eine Schule für alle bedeutet auch, sich für die Inklusion einzusetzen. Der 
Maßstab für die Inklusion muss der bisherige Gemeinsame Unterricht (GU) 
sein, der weiter ausgebaut werden muss.

Eine Schule für alle bedeutet auch, dass Schüler/innen, die ohne Deutsch-
kenntnisse in die Schule kommen, die Chance haben, so gefördert zu werden, 
dass sie einen guten Schulabschluss machen. Hierfür sind kleine Klassen und 
Kurse notwendig.

Wir wollen die Interessen unserer Kolleginnen und Kollegen an den Frankfur-
ter Gesamtschulen verbessern. Eine enge Abstimmung mit den Schulpersonal-
räten ist sehr wichtig. Deshalb werden wir auch in der kommenden Wahlperi-
ode unsere erfolgreiche Personalräte-AG-Gesamtschulen weiterführen, um ak-
tuelle Infos auszutauschen und gemeinsame Aktivitäten zu vereinbaren.

Wir werden unsere Einflussmöglichkeiten auf den Ebenen der gewerk-
schaftlichen Arbeit nutzen, denn Personalräte brauchen eine unabhängige 
und starke GEW.

Maike Wiedwald, Ingeborg Ulrich, Henrich Zorko, Valentin Wiedemann, Rainer 
Koch, Christiane Treffert

Personalräte brauchen eine unabhängige und starke GEW 

Wir lassen nicht locker:
Recht auf Bildung und Chancen-
gleichheit für alle!
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Jahr 2011 war die Weigerung des 
Schulamtes, Bußgeldbescheide für 
schwänzende Schulkinder weiter zu 
verfolgen. Doch diese Weigerung 
zeigte Wirkung: einige verwaiste 
Sachbearbeiterstellen wurden wie-
der besetzt! Und daran zeigt sich 
mal wieder: wer sich nicht wehrt, 
lebt verkehrt! Und das hat uns das 
Schulamt 2011 vorgemacht!

Wie die GEW immer wieder 
klar macht, trifft das Sparen natür-
lich hauptsächlich die untere Ebe-
ne, die Beschäftigten an den Schu-
len. So z.B. hat das Schulamt die 
Koordination von Betriebspraktika 
still und heimlich eingestellt: keine 
Ressource mehr verfügbar. Auch 
das regionale Fortbildungsangebot 
des Staatlichen Schulamtes ist dem 
Rotstift zum Opfer gefallen.

Das kleine Budget – mehr 
oder weniger Handlungsspiel-
raum?
Die GEW und damit auch die Mit-
glieder der GEW-GPRLL-Frakti-
on haben vor der Einführung des 
kleinen Budgets gewarnt. Wir ha-
ben keine flächendeckende Ableh-
nung in den Frankfurter Schulen 
erreicht, wohl aber dazu beigetra-
gen, dass die Skepsis zugenommen 
hat. Schulleitungen erhoffen sich 
mehr Flexibilität zwischen einzel-
nen Etats und über den Jahreswech-
sel hinaus. Diesen Aussichten konn-
ten sich viele Kollegien nicht ver-
weigern. 

Und dennoch: den Schulkol-
legien, von denen wir vor der Ein-
führung als ReferentInnen einge-
laden waren, konnten wir weitge-
hend klar machen, dass es sich beim 
Kleinen Budget um die Eintrittskar-
te zu etwas ganz Anderem handelt: 
beabsichtigt ist am Ende die kom-
plette Budgetierung, die einhergeht 
mit einer Zunahme von prekären 
Arbeitsverhältnissen, welche wie-
derum für die übrigen Beschäftigten 
mehr Arbeit und Abwertung ihrer 
eigenen Tätigkeit bedeutet.

Budgetierung, das wissen wir 
aus der Privatwirtschaft, bedeutet 
zugleich auch Kürzung, und sie be-
deutet eine Umkehrung der Priori-
täten: nicht mehr die Arbeit als sol-
che steht im Fokus, sondern der As-
pekt der Budgeteinhaltung. 

Alles nur Schwarzmalerei? 
Zeitgleich mit der Einführung des 
Kleinen Budgets wurden die Geld-
er für die Verlässliche Schule um 
ein Drittel gekürzt, ein Jahr später 
die Gelder für die Lernmittelfreiheit 
um 15%. Zufall? Das wäre ohne-
hin so gekommen? Ja, aber jetzt 
sind die Schulen verantwortlich. 
Sie haben ja das Budget! Wie lan-
ge es wohl noch dauert, bis Schu-
len kostenpflichtige Angebote ma-
chen müssen, um über die Runden 
zu kommen? Das Hessische Schul-
gesetz hat zumindest für die Beruf-
lichen Schulen den Weg dafür geeb-
net.

Und die prekären Arbeitsver-
hältnisse? Auch wenn das Schulamt 
behauptet, das ginge gar nicht, wis-
sen wir von Schulen, die mit dem 
kleinen Budget Beschäftigungsver-
hältnisse jenseits jeglicher Tarifbe-
stimmungen unterhalten.

Tarifvertrag-Hessen – ge-
werkschaftlicher Erfolg 
mit Folgen

Arbeitnehmer erstreikten  
Tarifvertrag
Nach sechs Jahren ohne Tarifver-
handlungen hat Hessen seit dem 
1.1.2010 wieder einen gültigen, 
ausgehandelten Tarifvertrag, den 
TV-H. Dies war ein großer Erfolg 
für die DGB-Gewerkschaften, der 

nicht zuletzt auch der Beharrlich-
keit der Kolleginnen und Kollegen 
im Arbeitnehmerbereich zu ver-
danken ist, die, wenn sie auch ei-
ne Minderheit im Landesdienst dar-
stellen und oft von den beamteten 
KollegInnen nicht genügend wahr-
genommen werden, nicht locker lie-
ßen, bis sich die Koch-Regierung 
auf den Vertrag einließ. 

Dies bedeutet übrigens für al-
le Beschäftigten, auch für die be-
amteten, dass Gehaltserhöhungen 
nun wieder auf Tarifergebnissen 
beruhen und nicht mehr nur „von 
Großmuftis Gnaden“ gewährt 
werden.

Überleitung mit Personalrats-
Assistenz
Die bisherigen BAT-Beschäftigten 
wurden zum 1.1.2010 in den TV-H 
„übergeleitet“. Dazu war die Mit-
bestimmung der örtlichen Perso-
nalräte erforderlich. Die GEW-Mit-
glieder im GPRLL mussten sich da-
zu zunächst selbst kundig machen 
und haben danach die örtlichen 
Personalräte geschult. 

GEW-Fraktionsmitglieder er-
langen die Klärung offener 
Fragen
Nachdem die Überleitung im 
Großen und Ganzen problem-
los abgelaufen war, beschäftigten 
wir uns in den folgenden GPRLL-
Sitzungen über ein Jahr lang mit 
der Umsetzung der TV-H-Bestim-
mungen für neu einzustellende Ar-
beitnehmer. Der Teufel steckt näm-
lich, wie so oft, im Detail, und die 
MitarbeiterInnen des Staatlichen 
Schulamts lernten mit uns zusam-
men, wo das alles sein kann. Aus 
Rückmeldungen von Einzelper-
sonen und Personalräten, durch 
den Austausch mit den anderen 
Gesamtpersonalräten und mit dem 
Hauptpersonalrat konnten wir ei-
ne Reihe von Fragen zusammen-
stellen. Nach einigem Hin und Her 
hat sich das Schulamt darauf ein-
gelassen, diese Fragen in einer AG 
zu klären. Am Ende dieser gemein-
samen Arbeit steht heute ein Erlass 
des HKM, der die Mitbestimmung 
der Schulpersonalräte festschreibt, 
ein Prüfbogen des Staatlichen 
Schulamts, in dem die Eingrup-
pierung und Einstufung dargelegt 
wird, eine Verfügung des Staatli-
chen Schulamts mit näheren Erläu-
terungen und ein Merkblatt für die 
einzustellende Person, aus dem sie 
entnehmen kann, welche Unterla-
gen sie vorlegen sollte, um nicht zu 
niedrig eingestuft zu werden. Au-
ßerdem hat die GEW auf unsere 
Initiative und unter unserer Mit-
arbeit eine Broschüre für Arbeit-
nehmer herausgegeben.

GEW-Fraktionsmitglieder  
sorgen für die richtige Ein-
gruppierung und Einstufung
Ganz zu schweigen von dem un-
ermüdlichen Einsatz insbesonde-
re der GEW-Arbeitnehmervertre-
terInnen im GPRLL, die die Rech-
te von Einzelpersonen, die um ihre 
richtige Eingruppierung kämpfen, 
gegenüber dem Schulamt durch-
setzen. 

Der Tarifvertrag Hessen wird 
uns auch weiter beschäftigen. Ört-
liche Personalräte wurden und wer-
den auch weiterhin geschult, damit 
sie ihre Mitbestimmungsrechte zu 
Gunsten der Beschäftigten wahr-
nehmen können. Und viele Fra-
gen sind noch immer offen: weil 
sie noch gar nicht aufgetreten sind 
oder weil noch Personen gesucht 
werden, die eine nachgiebige Vor-
schrift durch Klageverfahren klä-
ren müssen.

Dafür stehen wir:
n	Für den Erhalt der staatlichen Bildungsverantwortung für die beruf-

lichen Schulen.

n	Für die demokratisch verfasste Schule mit Beteiligungsrechten der 
schulischen Gremien.

n	Für das Recht auf kostenlose Bildung und Ausbildung für alle.

n	Für kleinere Klassen, um den Schülerinnen und Schülern individuell 
gerecht werden zu können.

n	Für die Möglichkeit Schülerinnen und Schülern ihren Neigungen 
entsprechend zu fördern.

Dagegen wehren wir uns:
n	Gegen das erklärte Ziel der Verwaltungsreform, den Abbau bzw. die 

Privatisierung staatlicher Aufgaben voranzutreiben.

n	Gegen „Selbstständige Schulen“ mit knappem Budget, das Schullei-
tungen veranlasst, „billige“ Arbeitskräfte zur Unterrichtsabdeckung  
einzustellen und das durch die zusätzliche Übernahme von Verwaltungs-
aufgaben durch Lehrerinnen und Lehrer zu Mehrarbeit führt.

n	Gegen prekäre Arbeitsverhältnisse durch Fristverträge, die eine Lebens-
planung vor allem für junge Lehrkräfte unmöglich macht und die Abhän-
gigkeit von den Schulleitungen erhöht.

n	Gegen die Entstehung von Wettbewerbsdruck zwischen den Schulen 
durch den Einsatz eines Datenspiegels (kennzahlengestütztes  
Informations- und Feedbackinstrument). Mögliche Folgen wären, dass 
„schwache“ Schülerinnen und Schüler vor der Tür bleiben, Klassen- 
größen erhöht und Billiglehrkräfte eingekauft werden.

n	Gegen Schulleitungen, die demokratische Gremien wie die Gesamt-
konferenz durch ihnen genehme Schulvorstände ersetzen.

Personalräte brauchen eine unabhängige und starke GEW 

Berufliche Schulen
Wir treten für bessere Arbeits-
bedingungen an den Beruf-
lichen Schulen in Frankfurt ein.

Ernst Olbrich, Hanne Hirn, Albin Zeidlewitz
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Einflussnahme auf Ge-
setze, Verordnungen, 
Erlasse und Verfügungen 
und deren Umsetzung

Dienstordnung, Unterrichts-
besuche und Mitarbeiterge-
spräche
Im Entwurf einer neuen Dienst-
ordnung war das geplant, was 
die GEW als „Rückmarsch in den 
Kaiser-Wilhelm-Staat“ bezeichne-
te. In einem großen Kraftakt ha-
ben wir GEW-Fraktionsmitglieder 
zusammen mit vielen anderen Kol-
leginnen und Kollegen in Hessen 
dafür gesorgt, dass der Protest so 
laut wurde, dass die im Amtsblatt 
12/2011 veröffentlichte Dienstord-
nung ihre Spitzen weitgehend verlo-
ren hat: die Rechte der Lehrkräfte 
bleiben gewahrt, für Unterrichtsbe-
suche ist kein Rhythmus vorge-
schrieben und sie dürfen auch nicht 
an KollegInnen delegiert werden. 
Und Mitarbeitergespräche stellen 
ab sofort ein RECHT dar, können 
aber nicht mehr verpflichtend an-
gesetzt werden. Dass diese Rege-
lung in die Dienstordnung Auf-
nahme gefunden hat, rechnet sich 
die GEW-Fraktion im Gesamtper-
sonalrat Frankfurt als kollektiven 
Erfolg an, denn wir waren es, die 
seit dem Auftauchen dieses zwie-
lichtigen Instruments durch Hessen 
gezogen sind und aufgezeigt haben, 
dass Mitarbeitergespräche ein Mit-
tel aus der Privatwirtschaft sind, 
um mehr Arbeit aus den Beschäf-
tigten herauszupressen, und dass sie 
nicht in die Schule gehören, in der 
kollegiale Strukturen den Vorrang 
vor Zwiegespräch und Geheimdi-
plomatie haben.

Konferenzordnung
Im selben Amtsblatt fand sich die 
neue Konferenzordnung, die nun-
mehr wieder das Recht der Gesamt-
konferenz vorsieht, bei Antrag von 
20% der Mitglieder geheim abzu-
stimmen. Auch dies ist letztendlich 
ein Erfolg unserer GEW-Fraktion. 
Aus diversen Schulkollegien gab 
es Berichte über verlorene Abstim-
mungen, weil sich Lehrkräfte mit 
ungesichertem Status nicht trauten, 
offen gegen die Schulleitung abzu-
stimmen. Massiv haben wir in-
nerhalb der GEW und gegenüber 
dem HPRLL gefordert, sich für das 
Recht auf geheime Abstimmung 
einzusetzen. Dies ist nunmehr er-
folgreich abgeschlossen. 

Beamtenstatusgesetz: keine 
Zwischenbeurteilung in der 
Probezeit
Einen Rechtsstreit haben wir uns 
während der Wahlperiode mit dem 
Schulamt geleistet, den wir auch 
mit Pauken und Trompeten gewon-
nen haben. Nach der Vereinheit-
lichung der Probezeit auf 3 Jahre 
(Beamtenstatusgesetz) wollte das 
Schulamt eine Zwischenbeurtei-
lung nach der Hälfte der Probe-
zeit einführen, ohne dem GPRLL 
die Mitbestimmung für diese Maß-
nahme einzuräumen. Dabei holte 
sich die Juristenabteilung eine blu-
tige Nase – und es bleibt bei der Re-
gelung: keine Zwischenbeurteilung 
in der Probezeit!

Sommerferienbezahlung
In unsere Wahlperiode fällt auch 
der Erlass über die Sommerferien-
bezahlung, der befristet Beschäf-
tigten unter bestimmten, sehr ein-
geengten Bestimmungen diese Be-
zahlung sichert. Die GEW-Fraktion 
im GPRLL hat in vielen Einzelge-
sprächen mit Schulamtsmitarbei-
terInnen dafür gesorgt, dass Per-
sonen die Bezahlung doch noch be-

kamen, obwohl sie zunächst nicht 
vorgesehen war. Der Spielraum des 
Erlasses, der zu Anfang noch rela-
tiv großzügig genutzt wurde, wur-
de zuletzt allerdings immer enger 
ausgelegt: ebenfalls eine Folge der 
Sparprogramme.

Teilzeitverfügung, Klassen-
fahrtenerlass, Klassenfahrten-
verfügung
Die Teilzeitverfügung, die das 
Schulamt im Jahr 2002 auf Initia-
tive der damaligen GEW-Fraktion 
herausgegeben hat, gilt selbstver-
ständlich noch immer, auch wenn 
es Schulleitungen gibt, die sie als 
„unverbindlich“ bezeichnen. Die 
Teilzeitverfügung enthält die kla-
re Auffassung, dass teilzeitbeschäf-
tigte Kolleginnen und Kollegen nur 
in dem Maße herangezogen wer-
den können, wie es ihrer anteiligen 
Bezahlung entspricht. Deshalb soll 
nach Ausgleichsmöglichkeiten für 
unteilbare Tätigkeiten gesucht wer-
den. Worin diese bestehen können, 
muss allerdings an der einzelnen 
Schule geklärt werden, da der da-
malige Amtsleiter Eifert keine all-
gemeinen Vorschriften über alle 
Schulformen hinweg treffen wollte. 

Die Mehrarbeit bei Klassen-
fahrten ist explizit durch Erlass 
geklärt. Danach soll, sofern kein 
zeitlicher Ausgleich möglich ist, die 
Auszahlung der Mehrarbeit erfol-
gen. Die GEW-Fraktion im GPRLL 
hat hierzu auf Konkretisierung ge-
drungen, da uns immer wieder be-
richtet wurde, dass der gewährte 
Zeitausgleich in keiner Weise dem 
Mehraufwand der Klassenfahrt 
entsprach. Auf unser Drängen 
hin hat das Schulamt eine Verfü-
gung herausgegeben, die den Er-
lass nochmals präzisiert. Danach 
müssen die Möglichkeiten des aus-
reichenden Zeitausgleichs vor der 
Klassenfahrt zwischen Schulleitung 
und KollegIn vereinbart werden. 
Ist kein Ausgleich möglich, muss 
die Schulleitung gegenüber dem 
Staatlichen Schulamt die Bezah-
lung anfordern. Wir meinen, dass 
die Handhabung des Erlasses nun-
mehr genauer beschrieben ist. Die 
GEW-Fraktion hat die Schulperso-
nalräte entsprechend geschult und 
aufgefordert, in den Schulen auf die 
Umsetzung zu dringen.

Verfügung zum Mitbestim-
mungsverfahren
Auf Drängen der GEW-Fraktion im 
GPRLL hat die Amtsleiterin eine 
Verfügung von 1998 ergänzt und 
neu aufgelegt, in der die einzelnen 
Schritte des Mitbestimmungsver-
fahrens genau beschrieben wer-
den. Eine Hilfe für Schulpersonal-
räte und Schulleitungen, die sich bei 
der Lektüre teilweise gewundert ha-
ben mögen, was da an Beteiligung 
so alles vorgesehen ist!

Dienstrechts“moderni-
sierungs“gesetz
Eine der größten Sauereien geschah 
leider auch während der Wahlperi-
ode: die Herauszögerung des Pen-
sionseintrittsalters durch das ge-
nannte Gesetz. Die GEW-Frakti-
on im GPRLL hat sich in vielen 
Sitzungen darum bemüht, zu er-
reichen, dass das Schulamt Be-
schäftigte in der aktiven Phase der 
Altersteilzeit über die Rechtslage 
aufklären möge. Leider erfolgte 
und erfolgt die Information im-
mer nur sehr kurzfristig an dieje-
nigen, die kurz vor dem Eintritt in 
die Passivphase stehen, und dazu 
wurden auch noch viele Fehler ge-
macht. Es empfiehlt sich also, im 
Zweifelsfall in der GEW-Rechts-
beratung nachzufragen, ob der Be-
scheid der Rechtslage entspricht.

Wir wollen die Interessen der Kolleginnen und Kollegen an den Frank- 
furter Gymnasien in enger Zusammenarbeit mit den örtlichen Personalräten 
vertreten. Deshalb werden wir in der kommenden Wahlperiode unsere  
erfolgreiche Personalräte AG der Gymnasien weiterführen, um uns über aktu-
elle Anliegen der Schulen auszutauschen, um diese in gemeinsame Aktivitäten 
münden zu lassen und unsere Einflussmöglichkeiten auf allen Ebenen  
gewerkschaftlicher Arbeit zu nutzen.

Der IST-Zustand:
n	G8 bedeutet gestresste Kinder, belastete Lehrer, verlängerte Arbeits-

zeiten.

n	Kompetenzorientierung und Bildungsstandards bedeuten Mehrarbeit 
durch Umarbeiten der Schulcurricula bei engem Zeitfenster, Praxisferne 
und Gängelung von Lehrkräften.

n	Schulinspektionen generieren Mehrarbeit ohne die Qualität zu 
verbessern.

n	Die Erhöhung und Verdichtung der Arbeit, Zusatzaufgaben und -pflich-
ten und bürokratische Mehrarbeiten mindern die Qualität von Vor- 
bereitung und Unterricht.

Wir hinterfragen werbewirksame aber unnötige Reformmaßnahmen und 
setzen uns für die Reduzierung der bürokratischen Mehrarbeit ein, fordern an-
gemessene Entlastungen für Zusatzarbeiten und personelle Ressourcen um die 
Qualität des Unterrichts zu optimieren.

Ingeborg Ulrich, Meike Bär, Daniel Gnida, Christina Avellini, Maike Wiedwald

Personalräte brauchen eine unabhängige und starke GEW 

Belastung reduzieren, Arbeits-
verdichtung bekämpfen, 
Qualität verbessern
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Lebensarbeitszeitkonto –  
Anträge auf vorzeitige Rück-
erstattung
Ähnlich erging es uns bei dem An-
liegen, das Schulamt möge doch die 
vorliegenden Anträge zeitnah be-
scheiden, da die Kolleginnen und 
Kollegen wissen wollten, auf wel-
che Arbeitszeit sie sich einzustel-
len hätten. 

Der Kampf um Arbeitszeitver-
kürzung wird auch weiterhin auf 
der Agenda der GEW stehen. Mit 
einem einfachen Antrag auf Rück-
erstattung des Lebensarbeitszeit-
kontos, bei Ablehnung jedes Halb-
jahr neu gestellt, kann der Bedarf 
dem Schulamt immer wieder klar 
gemacht werden! 

Frauenförderung
Zweimal war der GPRLL wäh-
rend der Wahlperiode zur Mit-
bestimmung beim Frauenförder-
plan aufgefordert. Nach Auffas-
sung unserer GEW-Fraktion steht 
im Frankfurter Schulamt die Fra-
ge, wie man Frauen in Leitungs-
funktionen bringen könne, zu stark 
im Vordergrund. Wir haben dem-
gegenüber die Anliegen der vielen 
Frauen an der Basis im Blick, die 
täglich den Spagat zwischen Fami-
lie und Schule bewältigen müssen 
und in Teilzeitarbeit überpropor-
tional belastet werden. Diese As-
pekte haben wir in die Beratungen 
zum Frauenförderplan eingebracht 
und dafür gesorgt, dass abstruse 
Formulierungen, die nur die hö-
here „Quote“ im Blick hatten, ge-
tilgt wurden. Die Auseinanderset-
zung um strukturelle Benachteili-
gung von Frauen bleibt gleichwohl 
auf der Tagesordnung.

Hessisches Schulgesetz:  
Inklusion
Nicht nur für die Behindertenver-
bände, sondern auch für alle an-
deren Menschen, die Behinder-
te als gleichberechtigte Mitglieder 
der menschlichen Gesellschaft se-
hen, war die entsprechende UN-
Menschenrechtskonvention und 
ihre Ratifizierung durch Deutsch-
land ein voller Erfolg. Die Erwar-
tungen, dass die Standards des 
Gemeinsamen Unterrichts nun als 
Mindestanforderung auf alle Schu-
len übertragen würden und endlich 
die Deckelung von Förderstunden 
aufgehoben würde, waren hoch ge-
schraubt. Umso enttäuschter fielen 
die Reaktionen auf das aus, was 
die hessischen Abgeordneten dazu 
ins Schulgesetz geschrieben haben. 
„Hessen spart sich die Inklusion“ 
titelte ein Kollege aus Nordhessen, 
der seit Jahren engagiert ist für glei-
che Rechte für alle Kinder.

Die GEW-Fraktion im GPRLL 
und der GEW-Bezirksverband 
Frankfurt haben zum Zeitpunkt 
der Vorlage des Gesetzentwurfs 
Berechnungen angestellt, wie viele 
Lehrerstellen zusätzlich erforder-
lich wären, um wenigstens den 
Gemeinsamen Unterricht in allen 
Schulen zu verwirklichen. Mit un-
serer Forderung „50  Förderleh-
rerstellen (bei sehr vorsichtiger 
Rechnung)  und 80 Stellen für all-
gemeinbildende Lehrkräfte mehr 
allein für Frankfurt!“ erhoben wir 
schon früh unsere Stimme. 

Nach der Verabschiedung des 
Gesetzes, das nun quer zur UN-
Konvention lediglich noch von „in-
klusiver Beschulung“ spricht, ließ 
die zu seiner Umsetzung erforder-
liche Verordnung auf sich warten. 
Das Schulamt probte mit seinem 
5-Jahres-Plan den vorauseilenden 
Gehorsam gegenüber einer Verord-
nung, deren Wortlaut es überhaupt 
noch nicht kannte. Es behauptete, 
eine Umsetzung der Vorschriften im 

Gesetz sei auch ohne Verordnung 
möglich, obwohl doch das Gesetz 
ausdrücklich nähere Regelungen in 
einer Verordnung in Aussicht stellt. 
Die GEW-Fraktion im GPRLL 
hat diese Praxis angezweifelt. In 
jeder Sitzung im letzten Halbjahr 
der Wahlperiode machten wir das 
Schulamt auf Versäumnisse und 
Widersprüche bei dem Versuch auf-
merksam, sich irgendwie durchzu-
wurschteln.

Zum Redaktionsschluss ist 
noch immer vieles nicht klar. Es 
wird die Aufgabe der GEW-Frakti-
on bleiben, die Umsetzung der „in-
klusiven Beschulung“, insbesonde-
re deren Auswirkungen auf die Ar-
beitsbedingungen der Kolleginnen 
und Kollegen kritisch zu begleiten.

Lehrergesundheit
Fragebogen Psychische  
Belastungen
In Zeiten der Anhebung der Pen-
sionsgrenze empfiehlt die GEW-
Fraktion allen Beschäftigten, ihre 
Gesundheit mehr in den Blick zu 
nehmen. Dazu kann auch der Fra-
gebogen zu den psychischen Bela-
stungen dienen, den die GEW-Frak-
tion in der Wahlperiode 2004-08 
im Schulamt durchgesetzt hatte. In-
zwischen steht dieser Fragebogen 
auf der HKM-Seite „Schule und 
Gesundheit“, und dort wird auch 
eine Online-Auswertung angebo-
ten, so dass die mühsame Auszähl-
arbeit entfällt. Bei der Gestaltung 
dieser Internet-Seite haben Mit-
glieder der GEW-Fraktion „Ge-
burtshilfe“ geleistet.

Mobbing-Vereinbarung
Kurz nach den Personalratswahlen 
2008 wurde vom alten Schulamts-
leiter die Mobbing-Vereinbarung 
mit dem GPRLL unterschrieben, 
die von der neuen Amtsleiterin 
übernommen und verlängert wur-
de. Diese Dienstvereinbarung hat 
mit ihrem präventiven Charakter 
mit Sicherheit an den Frankfurter 
Schulen manches Schlimme verhin-
dert (wovon wir meist keine Kennt-
nis erhalten), und sie hat in meh-
reren Einzelfällen Kolleginnen und 
Kollegen geholfen, die sich in ihrer 
Not an uns gewandt haben. Auf 
dem Boden der Mobbing-Verein-
barung konnten wir das Schulamt 
veranlassen, zum Wohle der Betrof-
fenen tätig zu werden. 

Vereinbarung Suchtkranke
Im Jahr 2002 hatte die GEW-
Fraktion im damaligen GPRLL 
dafür gesorgt, dass der Amtslei-
ter eine Verfügung zum Umgang 
mit Suchtkranken herausgab. Die 
GEW-Fraktion hat sich 2009 noch-
mals mit dieser Verfügung beschäf-
tigt, sie gründlich überarbeitet und 
dafür gesorgt, dass sie als Dienst-
vereinbarung zwischen Schulamt 
und GPRLL herausgegeben wer-
den konnte.

Betriebliches Eingliederungs-
management
Das Sozialgesetzbuch IX schreibt 
vor, dass Beschäftigten, die inner-
halb eines Jahres mehr als 6 Wo-
chen krank sind, ein Gespräch zur 
Wiedereingliederung zusteht. Der 
Präventionsgedanke steht hierbei 
im Mittelpunkt, was bedeutet, dass 
in dem Gespräch Vereinbarungen 
getroffen werden sollen, die der 
Person das Verbleiben am Arbeits-
platz erleichtern. Das Schulamt hat 
hierzu eine Verfügung erstellt, bei 
deren Erarbeitung der GPRLL ver-
treten war. Der Schwerbehinderten-
vertreter hat das „BEM“ auf einer 
Personalratsschulung erläutert und 
klar gemacht, dass es sich hierbei 

Wir setzen uns nicht nur für notwendige Rahmenbedingungen für eine  
erfolgreiche Sonderpädagogische Förderung in allen Bereichen der Sonderpä-
dagogik, sondern auch für gute Arbeitsbedingungen für alle in diesen  
Bereichen Beschäftigten ein.

Dies bedeutet für uns:
n	für den Erhalt und die Weiterentwicklung aller sinnvollen Strukturen der 

Sonderpädagogik in Frankfurt zu kämpfen, um deren Qualität zu erhal-
ten. Wir setzen uns für eine Sonderpädagogik ein, die sich an den  
Bedürfnissen der Schüler orientiert und sich nicht in Bürokratie und  
Formalitäten verrennt.

n	uns überall, wo sonderpädagogische Förderung stattfindet, für eine 
verbesserte Versorgung mit Lehrkräften und Sozialpädagogischen Fach-
kräften einzusetzen, um den ständig erweiterten Erziehungs- und  
Aufgabenbereichen und den Bedürfnissen der Schülerinnen und Schüler 
vor Ort gerecht werden zu können.

n	in der allgemeinen Schule, der inklusiven Beschulung und an Förder-
schulen für kleinere Klassen und mehr Stunden zur individuellen  
Förderung und Differenzierung einzutreten, damit in kleinen Lerngrup-
pen Kinder angemessen gefördert werden können.

n	gegenüber dem Staatlichen Schulamt Frankfurt immer wieder die 
Sichtweise der betroffenen Menschen und die Erfahrungen aus ihrer 
täglichen Praxis zu artikulieren und so möglichst viel Einfluss auf  
Umsetzungen/ Planungen des Staatlichen Schulamts zu nehmen. „Nicht 
ohne uns über uns!“ Gute Sonderpädagogische Förderung kann nicht 
theoretisch am Schreibtisch entwickelt werden, sondern muss immer 
auch einen Bezug zur Praxis haben.

n	Anliegen von KollegInnen / Kollegien aufzunehmen, gegenüber dem 
Staatlichen Schulamt zu vertreten und hier auf eine gute Lösung im 
Sinne der Kollegen zu kommen.

Personalräte brauchen eine unabhängige und starke GEW 

Unsere Kandidatinnen und 
Kandidaten für den Bereich 
Sonderpädagogik

Margret Kröger, Sebastian Guttmann, Henrich Zorko, Sabine Friedrich

Den Redaktionschluss der nächsten 
FLZ finden Sie demnächst auf unserer 
Homepage: www.gew-frankfurt.de
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um ein Instrument handelt, das den 
Betroffenen helfen und sie nicht be-
drohen soll. Um diesen Gedanken 
zu verwirklichen, können die ört-
lichen Personalräte zu diesem Ge-
spräch von den Betroffenen hin-
zugezogen werden.

Erhebung Teilzeitkräfte
Anfang 2011 hat sich die GEW-
Fraktion mit einer Erhebung über 
Teilzeitkräfte befasst, für die das 
Staatliche Schulamt auf unsere An-
frage hin die Zahlen zur Verfügung 
gestellt hatte. Das Anliegen war, zu 
ermitteln, ob nicht immer mehr 
Lehrkräfte die volle Stelle nicht 
mehr bewältigen und deshalb auf 
eigene Kosten ein Teilzeitbeschäf-
tigungsverhältnis beantragen. Das 
würde einer Gehaltskürzung gleich 
kommen. Die Auswertung wurde 
in der FLZ und auf Personalräte-
schulungen präsentiert. Eindeutig 
bewiesen werden konnte die Ver-
mutung nicht. Jedoch wurde sie 
durch die Zahlen auch nicht wi-
derlegt, und wir werden die Ent-
wicklung im Teilzeitbereich über 
die Jahre verfolgen.

Frankfurter Schulbauten
Über Jahre hinweg hat die GEW-
Fraktion die Begehungsberichte der 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
ausgewertet und den Zustand der 
Frankfurter Schulgebäude im Ar-
beitsschutzausschuss sowie gegenü-
ber dem Stadtschulamt und der Öf-
fentlichkeit angeprangert. Ein Stu-
fenprogramm zur Lärmsanierung 
steht weiterhin aus. Ein Verspre-
chen, das die Stadt diesbezüglich 
gegeben hatte, wurde zwischenzeit-
lich widerrufen. Saniert wird nur im 
Zuge ohnehin geplanter Baumaß-
nahmen, so die Auskunft der städ-
tischen Vertreter im Arbeitsschutz-
ausschuss. Und das angesichts der 
Tatsache, dass die Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit zahlreiche Nach-
hallmessungen mit teilweise haar-
sträubenden Ergebnissen vorgelegt 
haben und allgemein bekannt ist, 
wie die Auswirkung von halligen 
Klassenräumen auf Lernverhalten 
und Lehrergesundheit ist. Um hier 
etwas zu erreichen, reichen Appelle 
des Gesamtpersonalrates nicht aus, 
so unser Fazit. Notwendige Bausa-
nierungen müssen mit der ganzen 
Schulgemeinde eingefordert und 
notfalls auch mit Boykottmaßnah-
men erkämpft werden.

Die Krise von 2009 hatte ja 
auch ihr Gutes: das Konjunktur-
programm förderte nicht nur die 
heimische Bauwirtschaft und die 
Arbeitsplatzsituation, sondern sie 
beschleunigte auch das Schulbau-
programm der Stadt Frankfurt. So 
konnten im Jahr 2011 überpropor-
tional viele Schulen neue Gebäude, 
Gebäudeteile, Turnhallen oder Ca-
feterien in Betrieb nehmen. Der Er-
folg hat ja bekanntlich viele Väter 
(und Mütter), und deshalb rech-
nen wir es auch ein bisschen un-
serem stetigen Drängeln zu, dass 
das Geld aus dem Konjunkturpro-
gramm zu großen Teilen für Schu-
len und nicht für Straßenbau o.ä. 
ausgegeben wurde! Und wer es 
noch nicht bemerkt haben sollte: 
nicht die Schuldenbremse, son-
dern dieses Konjunkturprogramm 
nutzt der Zukunft der Kinder und 
Jugendlichen!

Stellenzuweisung:  
Lehrermangel – Lehrer-
überfluss?

Mit dem Programm „Lehrer nach 
Hessen“ versuchte Kurz-Kultusmi-
nister Banzer dem drohenden Leh-
rermangel zu begegnen, indem er 

auch Ungelernten in Aussicht stell-
te, einen sicheren Job in der Schu-
le zu bekommen. Die GEW hat 
sich dagegen gewehrt, dass der 
Lehrberuf mit dem Slogan „Leh-
rer kann jeder!“ abgewehrt wurde. 
Die GEW-Fraktion im HPRLL hat 
aktiv an der „Quereinsteigerver-
ordnung“ mitgearbeitet, in der ein 
geregeltes Verfahren für Querein-
steigerInnen festgeschrieben wur-
de, das eine Mindestqualifikation 
und eine Prüfung forderte.

Mit Erlass vom 27. 12. 2011 
wurde diese Verordnung „zunächst 
ausgesetzt“. Laufende Fälle werden 
noch abgewickelt. 

Nur wenige Jahre später ist al-
so nun schon wieder von „Lehrerü-
berfluss“ die Rede. Mit dem Aus-
laufen von G9 und dem Abtreten 
einer ganzen Lehrergeneration, die 
an manchen Schulen schon vollzo-
gen ist, verringern sich die Einstel-
lungsmöglichkeiten. Gleichzeitig 
führen Rechentricks dazu, dass bei 
gleichbleibender Unterrichtsversor-
gung plötzlich eine „Überdeckung“ 
entsteht wie zuletzt durch die hö-
here Anrechnung von Lehrkräften 
im Vorbereitungsdienst oder in den 
beruflichen Schulen, in denen ein-
fach  ein Teil des Religionsunter-
richts nicht mehr zugewiesen wird. 

So kann das Kultusministeri-
um alsbald auf dem Papier mehr 
als 100% Unterrichtsversorgung 
aufweisen, obwohl an den Schulen 
nicht eine einzige Stunde mehr im 
Unterricht ankommt.  Die Schullei-
terInnen der „selbstständigen Schu-
len“ freuen sich, denn mit allem, 
was über 100% ist, können sie nach 
Belieben schalten und walten. 

Die GEW-Fraktion im GPRLL 
aber verfolgt diese Tricks aufmerk-
sam. Wir haben vor einigen Jahren 
angeprangert, dass mit einem Fe-
derstrich statt vorher 94% des Be-
darfs auf einmal „100%“ zugewie-
sen wurden. Und wir werden auch 
die „Erhöhung“ auf „105%“ kri-
tisch begleiten, denn schon heute ist 
klar, dass diese aus Taschenspieler-
tricks gebastelt werden. 

Die im Dunkeln...
In vielen Sitzungen befasste sich die 
GEW-Fraktion im GPRLL mit dem 
Themenbereich „Kinder mit Mi-
grationshintergrund“. 

Die Umsetzung der neuen Re-
gelung, nach der der Meldezwang 
für illegalisierte Kinder aufgehoben 
wurde, musste im Schulamt gegen 
gewisse Widerstände durchgesetzt 
werden.

Unklar war auch, wie Kinder 
in bestimmte Intensivklassen an be-
stimmten Schulstandorten gelan-
gen. Die weitere Schullaufbahn die-
ser zugewanderten Kinder ist häufig 
unbefriedigend, da an den Gesamt-
schulen, in denen viele Eltern ih-
re Kinder am besten aufgehoben 
wünschen, keine Plätze zur Verfü-
gung stehen. 

Auch fehlt die Transparenz 
über die Frage, wie die zur Verfü-
gung stehenden Stellen und Mittel 
für Schulen mit hohem Zuwande-
reranteil verteilt werden. 

Hier bleibt der kommenden 
GEW-Fraktion also noch einiges 
zu tun.

GEW-Fraktion im Gesamtperso-
nalrat: Meike Bär, Marianne Frie-
melt, Sabine Friedrich, Claudia 
Glock, Sebastian Guttmann, Han-
ne Hirn, Rainer Koch, Margret Krö-
ger, Thomas Sachs, Eva Schichtel, 
Ute Seeger, Christa Sperr-Straub, 
Christiane Treffert, Richard Ull-
mer, Ingeborg Ulrich, Waltraud 
Umbach, Valentin Wiedemann, 
Maike Wiedwald, Albin Zeidlewitz

GEW-Mitglieder in den Personalräten und die Gewerkschaft 
arbeiten Hand in Hand

n	für konsequente Interessenvertretung der Kolleginnen und Kollegen bei 
Abordnungen und Versetzungen

n	für mehr Transparenz bei der Personalplanung
n	für eine Pflichtstundenreduzierung
n	für kleinere Klassen
n	für Unterstützung durch Schulsozialarbeit

Ulrich Hildebrand, Alexandra Menk, Enis Gülegen, Claudia Glock

Personalräte brauchen eine unabhängige und starke GEW 

Haupt- und Realschulen
Wir vertreten gerade auch 
kleinere Schulen mit ihren spezi-
fischen Problemen.

Wir werden uns weiter einmischen und für eine Verbesserung der Arbeits-
bedingungen im Interesse der Kolleginnen und Kollegen und zum Nutzen der 
Kinder eintreten!

GEW-Mitglieder in den Personalräten und die Gewerkschaft 
arbeiten Hand in Hand

n	für eine bessere Lehrerversorgung
n	für höhere Gehälter
n	für eine Pflichtstundenreduzierung
n	für Personalvertretungsrechte
n	für kleinere Klassen

Personalräte brauchen eine unabhängige und starke GEW 

Grundschulen
„Reformen“, die auf dem 
Rücken von Kindern, Lehrer-
innen und Lehrern ausgetragen 
werden, lehnen wir ab!

Christa Sperr-Straub, Sebastian Guttmann, Waltraud Umbach, Martina Dunkel-
Volknandt
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Gesamtpersonalratswahlen am 22. / 23. Mai 2012

Liste 1  demokratisch – kompetent – streitbar


